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Allerdings, das wollen wir!
Wieder einmal geht ein Ge-
spenst um. Was seit Jahren 
nicht nur in Marburg, aber 
eben auch hier zu beobach-
ten ist, ist das Gegenteil von 
sozialer Verantwortung: Geld 
regiert die Welt und auch die 
Stadt. Wir sehen es am Ein-
fluss des Ehrenbürgers Dr. 
Reinfried Pohl.  
Die Eigentumsfrage wird selbst-
verständlich ausführlich im Kom-
munistischen Manifest erläutert. 
Darin heißt es: „Ihr entsetzt euch 
darüber, daß wir das Privateigen-
tum aufheben wollen. Aber in 
eurer bestehenden Gesellschaft 
ist das Privateigentum für neun 
Zehntel ihrer Mitglieder aufgeho-
ben; es existiert gerade dadurch, 
daß es für neun Zehntel nicht 
existiert. Ihr werft uns also vor, 
daß wir ein Eigentum aufheben 
wollen, welches die Eigentumslo-
sigkeit der ungeheuren Mehrzahl 
der Gesellschaft als notwendige 
Bedingung voraussetzt. Ihr werft 
uns mit einem Worte vor, daß wir 
euer Eigentum aufheben wollen. 
Allerdings, das wollen wir.” Auch 
unser Grundgesetz widmet sich 
der Eigentumsfrage. In Artikel 14 
heißt es: „(2) Eigentum verpflich-
tet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit 

wie sie es für richtig halten, mit 
Spenden beteiligen, um das un-
gleiche Verhältnis von Arm und 
Reich nicht etwa aufzuheben, 
sondern zu beschönigen. Das ist 
eine Wellnesskur für die edlen 
Spender, die als Wohltäter gefei-
ert werden. Dann fragt vielleicht 
auch niemand mehr, wie die Un-
gleichheit in die Welt kommt. Bis 
heute ist nicht geklärt, welche 
Rolle Reinfried Pohl in Helmut 
Kohls Spendenskandal von 1999 
spielte. Und der Magistrat der 
Universitätsstadt Marburg hat gar 
nicht erst danach gefragt, als er 
ihm 2006 die Ehrenbürgerwürde 
antrug.

Tanja Bauder-Wöhr

Am 1. Mai die NPD in Frankfurt friedlich und 
entschlossen blockieren!
Für den 1. Mai ruft die NPD alle 
„aufrechten Deutschen“ dazu 
auf, in Frankfurt ein „macht-
volles Zeichen gegen das 
Großkapital“ zu setzen. Rund 
500 Teilnehmer will die NPD 
bundesweit mobilisieren, um 
vor der Europäischen Zentral-
bank (EZB) unter dem Motto 
„Raus aus dem Euro – gegen 
Euro und Großkapital“ zu de-
monstrieren. 
Die Faschisten wollen damit an 
Stimmungen und Protestpotenti-
al in der Bevölkerung anknüpfen, 
um sie nationalistisch zu wen-
den. Etwa, indem sie am Mythos 
des „Zahlmeisters Deutschland“ 
in der Euro-Krise ansetzten. Da-
mit ist die NPD durchaus kom-
patibel mit Ex-BDI-Chef Hans-
Olaf Henkel („Deutschland wird 
ausverkauf t ! “ ) ,  Ex-Thyssen 
Vorstandsvorsitzendem Die-

ter Spethmann („Deutschland 
verschenkt seinen Wohlstand“) 
und Thilo Sarrazin („Schulden- 
und Haftungsgemeinschaft auf 
deutsche Kosten“). Diese Leu-
te vertreten die Interessen des 
europa-skeptischen Teils der 
exportorientierten deutschen In-
dustrie, die nach dem Motto ver-
fährt: „Unser Markt ist die Welt“. 
Und so liest es sich auch bei der 
NPD: „Deutschland könnte zum 
Kristallisationskern einer neuen 
Währungsordnung werden. Für 
die weitere Zukunft ist eine wäh-
rungspolitische Kooperation mit 
Ländern, die ebenfalls über eine 
ausgeprägte Stabilitätskultur und 
Wirtschaftskraft verfügen (...), 
denkbar. So könnte ein Europa 
freier Völker im Wettbewerb der 
Großräume mit den Vereinigten 
Staaten, China und Indien ge-
stärkt werden“. Die gemeinsame 

Leitlinie bürgerlicher Parteien 
und der NPD besteht also dar-
in, die Wettbewerbsfähigkeit des 
deutschen Kapitals zu stärken. 
Im Unterschied zur NPD setzt die 
Bundesregierung jedoch weiter 
auf eine Stärkung der Europä-
ischen Union: Denn Deutschland 
sei ein starkes Land in Europa, 
„in der Welt ist es aber nur mittel-
groß, im Vergleich zu China und 
Indien ist es klein“, argumentier-
te Außenminister Westerwelle 
im Frühjahr 2012. Demnach ist 
Deutschland der größte Gewin-
ner der europäischen Integrati-
on, weil sie die einzig realistische 
Möglichkeit für das deutsche Ka-
pital darstellt, wieder die Welt-
märkte zu erobern.
Wir rufen dazu auf, die NPD in 
Frankfurt friedlich und entschlos-
sen zu blockieren. Zum Zeitpunkt 
unseres Redaktionsschlusses 

hatte die Stadt Frankfur t die 
NPD-Demonstration verboten. 
Die NPD gab sich jedoch „sehr 
zuversichtlich, das Verbot der 
Stadt kippen zu können“.

dienen. (3) Eine Enteignung ist 
nur zum Wohle der Allgemeinheit 
zulässig. [...]“
Wie darf man Artikel 14 verste-
hen? Hier stellt das Grundgesetz 
auf die soziale Verantwortung 
des Privateigentums ab. Es wur-
de damals im Geist der Verant-
wortung aller im Staat lebenden 
Menschen für die Gemeinschaft 
im Grundgesetz festgeschrieben. 
Leider ist dieser Gedanke verlo-
rengegangen. Artikel 14 findet 
de facto keine Anwendung mehr. 
Wäre es anders, dann würden 
z.B. Wohnhäuser nicht leer ste-
hen oder für den Neubau von 
Bürohäusern abgerissen werden. 
Sie würden stattdessen instand 
gehalten, und die Mieten wären 
dem Einkommen der Bevölke-
rung angepasst. Dazu gehört 
auch, dass Firmen Arbeitsplät-
ze sichern, keine Entlassungen 
vornehmen, nur weil der Gewinn 
nicht so hoch ist wie im Vorjahr, 
dass vernünftig gewirtschaftet 
wird, keine unverhältnismäßig 
hohe Managergehälter bezahlt 
werden, dass Firmen selbst so-
ziales Engagement zeigen, wie 
z.B. bei der Betriebsrente, dem 
Betriebssport, günstigen Mitar-
beiterwohnungen, etc. Tatsäch-
lich tritt jedoch immer deutlicher 

die ausschließliche Gewinnori-
entierung in den Vordergrund, 
Mietwohnungen sind Renditeob-
jekte, Firmen geraten zum Spiel-
ball weltweit agierender Global 
Player...
Selbst wenn jemand die beste-
hende Eigentumsordnung akzep-
tieren sollte – muss dann die so-
ziale Verantwortung der Reichen 
in ihr Belieben gestellt und auf 
ihre Benefizauftritte beschränkt 
werden, bei denen sie großzügig 
für soziale Einrichtungen spen-
den? Immer mehr wandelt sich 
in Deutschland die Auffassung 
dahingehend, dass es ausreiche, 
wenn die Menschen mit mehr 
Einkommen sich gerade mal so, 

Im Übrigen...*
von Christian Mark

...ist das Halten von Drohnen zum 
Volkssport geworden. Es geht hier 
nicht um Bienenstöcke, sondern 
ferngesteuerte Flugobjekte. Sie 
gibt es in Bausatzform schon für 
fünfhundert Euro. Man kann die mit 
winzigen Kameras bestückten Hub-
schrauberchen über dem Balkon 
des Nachbarn fliegen lassen, um 
sich heimlich dessen nackten Po 
anzuschauen.
Sind militärische Drohnen „ethisch 
neutral?“ Behaupten wir spaßeshal-
ber, eine Walther PPK sei „ethisch 
neutral“. Man könnte sie schließlich 
auch als Flaschenöffner verwen-
den. Jedoch werden die meisten ge-
waltsamen Tode auf der Welt durch 
Handfeuerwaffen und nicht durch 
Flaschenöffner verursacht.
Militärische Drohnen sind „ethisch 
neutral“, sagt der Militärminister 
Thomas de Maizière. Sie sollen „un-
sere Soldaten“, die am Hindukusch 
Deutschland verteidigen, beschüt-
zen, ohne dass ein Pilot sein Leben 
riskieren muss. Waffensysteme sind 
niemals „ethisch neutral“. Eine von 
einer Drohne aus abgeschossene 
Rakete, die eine Hochzeitsgesell-
schaft auslöscht, wie in Pakistan 
geschehen, ist nicht ethisch neutral.
Militärische Drohnen sind Massen-
vernichtungswaffen.
Herr Dr. de Maizière, wenn Sie un-
sere Soldaten wirklich schützen 
wollen, holen Sie sie wieder nach 
Hause und geben Sie ihnen einen 
anständigen Job.
Eine „Predator“-Drohne kostet 3,8 
Millionen €.
Kindergärten statt Drohnen!
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*Im Übrigen 
bin ich der 
Meinung, daß 
dieser Staat 
zerstört wer-
den muß.
(Rosa Luxemburg)

Unions-Broschüre der SDAJ
Die SDAJ-Gruppe Gießen/Marburg 
beschäftigt sich in ihrer neuen Bros-
chüre näher mit den Unionsparteien 
und ihrer Jugendorganisationen in 
Hessen. Grund dafür waren die ab-
geschmackten Forderungen von 
Schülerunion und Junge Union, trotz 
wachsender neofaschistischer Um-
triebe in der Region und der Ver-
wicklung von Geheimdienst und 
rechtem Terror im NSU-Skandal die 
Gefahr eines vermeintlichen „Links-
extremismus“ zu fokussieren. Die 
Broschüre hebt dabei auf 52 Seiten 
hervor, dass die Unionsorganisa-
tionen selbst Nähen zu neofaschist-
ischen Parteien aufweisen und anti-
demokratische Tendenzen unter Ju-
gendlichen fördert.
Informationen und Bestellung: 
sdaj-giessenmarburg@gmx.de
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Aktionärsrevolte
Georg Fülberth

Eine Volksabstimmung in der 
Schweiz entschied, dass in Zu-
kunft die Aktionäre die Gehälter 
der Vorstände festsetzen sowie 
Antrittszahlungen und millio-
nenschwere Abfindungen ver-
boten werden. In Deutschland 
plant die Justizministerin eine 
Neufassung des Paragrafen 
120 des Aktiengesetzes. Die 
Hauptversammlung soll über 
die Vergütung der Vorstände 
entscheiden.
Bisher lag diese Be-
fugnis beim Aufsichts-
rat. In diesem sitzen auch 
Arbeitnehmervertreter(innen). 
Die Aktionärsversammlung ist 
ausschließlich ein Organ der 
Kapitalseite. Seit dem Mannes-
mann-Prozess 2004 – 2006, in 
dem der ehemalige IG Metall-
Vorsitzende Zwickel neben 
Josef Ackermann wegen einer 
sehr hohen Abfindung an den 
Vorsitzenden Esser auf der An-
klagebank saß, wird es wohl 
kaum noch jemanden geben, 

der die Kompetenzen des Auf-
sichtsrats bei der Gehaltsfin-
dung verteidigen möchte.
Aber es bleibt: die Übertragung 
der Gehaltsfestsetzung an 
die Hauptversammlung ist zu-
nächst eine Stärkung der Aktio-
näre und nur dieser – also nicht 
zugleich der Belegschaften. 
Es könnte sogar sein, dass es 
sich um die zweite Etappe der 
so genannten Shareholder-Va-
lue-Revolution handelt, die vor 
etwa dreißig Jahren begonnen 
hatte.
Bis dahin gab es den Manager-
kapitalismus. Seine Zentralfigur 
war der Generaldirektor, der 
das Vermögen der Anteilseig-
ner verwaltete und mehrte, in-
dem er investierte und aus dem 
Unternehmen und dessen Be-
schäftigten möglichst viel Ge-
winn herausholte: durch Investi-
tionen, Produktion und Verkauf 
von Waren.
Mit dem Übergang in den fi-
nanzmarktgetriebenen Kapita-

lismus war nicht mehr letztere 
interessant, sondern der Erlös 
aus dem Verkauf von Aktien, die 
zu einem spekulativ niedrigen 
Preis erworben und zu einem 
ebenfalls durch Spekulation 
veränderten, nämlich möglichst 
hohen Preis veräußert werden. 
Nicht Waren sollen in erster Li-
nie verkauft werden, sondern 
Aktien, ja ganze Unternehmen.
Triebkraft dieser Umwälzung 
waren die Anteilseigner. Die 
alten Bosse brachten ihnen 
zu wenig. Sie wurden ersetzt 
durch eher schlanke Windhun-
de: Fondsmanager. Diese wa-
ren es auch, denen die dankba-
ren Aktionäre (in Deutschland: 
deren Vertreter in den Auf-
sichtsräten, offensichtlich kaum 
einmal gehindert durch die 
Arbeitnehmer-Bank) horrende 
Boni zuerkannten.
Seit der Krise von 2007 ff. ist 
dieses Regime in Verruf gera-
ten. Gegen die Fondsmana-
ger richtet sich der Volkszorn. 

Aber Vorsicht! Handelt es sich 
wirklich ausschließlich um den 
Zorn des Volkes? Bei den Bör-
sen- und Bankencrashs haben 
Vermögende viel Geld verloren 
und damit Anlass, mit hoch be-
zahlten Vorständen unzufrie-
den zu sein. Deshalb erschei-
nen die Manager neuen Typs 
in ihren Augen plötzlich über-
bezahlt. Werden deren Boni 
und Gehälter gekürzt, landen 
sie nicht auf den Lohnkonten 
der Arbeiter(innen) und Ange-
stellten, sondern entweder im 
Betriebsvermögen zwecks In-
vestitionen oder in den Dividen-
den. Ersteres rentiert nur, wenn 
genügend Nachfrage nach den 
zusätzlich produzierten Wa-
ren besteht. Kurzfristig dürfte 
die neuerliche Aktionärsrevol-
te wohl auf eine Umverteilung 
innerhalb der Bourgeoisie hin-
auslaufen: was die Manager 
verlieren, gewinnen die Anteil-
seigner, denen der Volkszorn 
zuarbeitet.

AUSGEFRAGT

Herwig Selzer (DKP) ist Be-
triebsrats-Vorsitzender bei 
der Lebenshilfe Gießen e.V.

Am 9. April haben in Wies-
baden 5.000 Erzieher/innen, 
Eltern und Kinder gegen ein 
geplantes Kinderförderungs-
gesetz (KiföG) der hessi-
schen Landesregierung de-
monstriert. Wogegen richtet 
sich der Protest? 
Er wendet sich gegen ein Spar-
gesetz, das zum 1. Januar 2014 
in Kraft treten soll und die Be-
treuungsqualität in den Kinder-
tagesstätten enorm absenken 
würde. CDU und FDP planen, 
eine finanzielle Pauschale pro 
Kind einzuführen statt wie bis-
lang pro Gruppe. Der Perso-
nalbedarf soll also künftig nach 
der Anzahl der Kinder ermittelt 
werden. Dies wiederum hätte 
zur Folge, dass nur diejenigen 
Kitas die maximale Förderung 
erhalten, die die Gruppen voll 
besetzen – also mit 25 Kindern. 
Eltern wie Erzieher/innen fürch-
ten natürlich, dass Kita-Einrich-
tungen kleinere Gruppen zu-
sammenlegen oder eingruppige 
Kitas vielleicht sogar schließen 
müssen, weil die gezahlten Pau-
schalen nicht für das finanzielle 
Überleben reichen

Dies würde ja bedeuten, dass 
es überhaupt keine Planungs-
sicherheit mehr gibt?
Das wäre so - mit allen Konse-

quenzen, die man sich vorstel-
len kann. Die „kind-„ bezogene 
Berechnung des Betreuungs-
schlüssels würde bestehende 
Arbeitsplätze gefährden, befri-
stete Arbeitsverträge wären für 
die Zukunft die Regel.

Welche Kritikpunkte gibt es 
noch?
Kinder mit Behinderung werden 
im KiföG nicht berücksichtigt, 
was bedeutet, dass die Reduzie-
rung der Platzzahl in Gruppen 
mit Integrationsplätzen hohe fi-
nanzielle Einbußen für den Trä-
ger bedeutet. Ausfallzeiten der 
Erzieher/innen sind im KiföG zu 
gering angesetzt, Stunden für 
die Leitung einer Einrichtung 
sind gar nicht vorgesehen. Eine 
Verschlechterung des Betreu-
ungsschlüssels in öffentlichen 
Einrichtungen spielt den priva-
ten Kita-Betreibern in die Hän-
de, die die Wünsche zahlungs-
kräftiger Eltern besser erfüllen 
könnten. Am Ende besteht das 
Risiko, dass die frühkindliche 
Bildung zur Zweiklassengesell-
schaft wird.

Am 22. September sind in 
Hessen Landtagswahlen, par-
allel zu den Bundestagswah-
len. Auf den ersten Blick wirkt 
es widersinnig, dass CDU und 
FDP ausgerechnet im Wahl-
jahr einen Teil der Bevölke-
rung gegen sich aufbringen?
Noch vor einem halben Jahr 
hätte sich wohl niemand vorstel-
len können, dass in den Wochen 
und Monaten vor der entschei-
denden Lesung im hessischen 
Landtag Ende April in vielen 
kleineren und größeren Städten 
Menschen auf die Straße gehen 

würden, und zwar alle Betroffe-
nen, angefangen bei den Eltern 
und Kindern bis hin zum Betreu-
ungspersonal und Vertretern 
der Kita-Einrichtungen. Aber 
auch Gewerkschaften, Sozial-
verbände und Kommunen kriti-
sieren das Gesetz heftig.
Zum anderen darf man nicht 
vergessen, dass von August 
dieses Jahres an Eltern einen 
Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz für unter Dreijäh-
rige haben, der zumindest so 
weit wie möglich erfüllt werden 
soll. Die von CDU und FDP an-
gebotene „Lösung“, in weniger 
Gruppen mehr Kinder zu be-
treuen ist eine Reaktion auf die 
Versäumnisse der letzten Jahre. 
Trotz des Rechtsanspruchs gab 
es beispielsweise keine Aus-
bildungsoffensive für Erzieher. 
Studien zufolge fehlten allein 
in Hessen rund 3000 Erzieher/
innen.

Die Landesregierung hat auf 
die Demo mit Zugeständnis-
sen reagiert. Im Gesetz soll 
jetzt festgeschrieben werden, 
dass in einer Krippengruppe 
nicht mehr als zwölf Kinder 
aufgenommen werden dür-
fen. Im bisher vorliegenden 
Entwurf war von bis zu 16 Kin-
dern die Rede?
Das ist richtig, nur stellt „das 
großzügige Entgegenkommen“ 
immer noch eine Verschlechte-
rung dar, denn bisher darf von 
einer maximalen Gruppengröße 
von 8–10 Kindern ausgegangen 
werden.

Auch soll es nicht mehr die 
Option geben, bis zu 20% 
fachfremdes Personal als Er-
satz für die Fachkräfte zu be-
schäftigen…
„Man lernt dazu“, hat Bouffier zu 
den Motiven für diese neue Po-
sition gesagt. Ohne den vielfäl-

tigen Protest, ohne die 120.000 
Unterschriften wäre die im bis-
herigen Entwurf enthaltene 
massive Abwertung des Berufs 
der Erzieherin und des Erzie-
hers natürlich stehen geblieben.

Wie geht es jetzt weiter?
Die breite Widerstandsfront 
gegen das geplante neue Ge-
setz hat Wirkung gezeigt. CDU 
und FDP hoffen weiterhin, mit 
kosmetischen Änderungen am 
Gesetz und einer einzigen sub-
stantiellen Neuerung – „kein 
fachfremdes Personal“ – ihr 
Hauptanliegen durchzusetzen, 
nämlich zu volleren Gruppen mit 
weniger Personal zu kommen. 
Der hessische Bildungs- und 
Erziehungsplan, der völlig zu 
Recht die besonders lerninten-
sive Altersspanne von Null bis 
zehn Jahren in den Blick nimmt 
braucht das genaue Gegenteil, 
kleine(re) Gruppen mit mehr 
Personal. SPD, Grüne und Die 
Linke haben angekündigt, bei 
einem Regierungswechsel das 
KiföG zurück zu nehmen. Prima. 
Zumindest mittelfristig müssen 
sich aber die Bedingungen im 
Vergleich zu den aktuell gelten 
weiter verbessern!

Im Gespräch mit 
Herwig Selzer*

„Die breite Widerstandsfront zeigt Wirkung“
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FRAGEN EINES LESENDEN 
ARBEITERS
Wer baute das siebentorige Theben?  
In den Büchern stehen die Namen 
von Königen. Haben die Könige die 
Felsbrocken herbeigeschleppt?  
Und das mehrmals zerstörte Babylon,  
Wer baute es so viele Male auf?
In welchen Häusern des goldstrahlen-
den Lima wohnten die Bauleute?  
Wohin gingen an dem Abend, wo die 
chinesische Mauer fertig war, die 
Maurer?
Das große Rom Ist voll von Triumph-
bögen. Über wen Triumphierten die 
Cäsaren?
Hatte das vielbesungene Byzanz nur 
Paläste für seine Bewohner?
Selbst in dem sagenhaften Atlantis  
brüllten doch in der Nacht, wo das 
Meer es verschlang, die Ersaufenden 
nach ihren Sklaven.  
Der junge Alexander eroberte Indien.  
Er allein?  
Cäsar schlug die Gallier.  Hatte er 
wenigstens einen Koch bei sich?  
Philipp von Spanien weinte, als seine 
Flotte untergegangen war. Weinte 
sonst niemand?  
Friedrich der Zweite siegte im Sieben-
jährigen Krieg. Wer siegte außer ihm?  
Jede Seite ein Sieg.  
Wer kochte den Siegesschmaus?  
Alle zehn Jahre ein großer Mann.  
Wer bezahlte die Spesen?
So viele Berichte,  
So viele Fragen

Siebentoriges Marburg
„Wer baute das siebentorige The-
ben?“ So steht es in den „Fragen 
eines lesenden Arbeiters“ von Bertolt 
Bracht. Für Theben dürfte das in-
zwischen beantwortet sein: es waren 
die Sklaven. Wer aber hat in den  
vielen hundert Jahren Marburger 
Stadtgeschichte die Handarbeit gel-
eistet? Wo war nicht nur oben, 
sondern auch unten? Auf diese Fra-
gen sind Marburger Stadthis-
toriker(innen) bisher eher schmallip-
pig eingegangen. Das hat sich jetzt 
geändert. Auf 169 Seiten einer Bros-
chüre gehen acht Autor(inn)en und 
Fotograf(inn)en auf die materielle Ge-
schichte Marburgs ein. Besonders 
wichtig: man kann das Ganze erwan-
dern – auf sechs Stadtspaziergän-
gen. Kaufen!
Rosa-Luxemburg-Club (Hg.): Mar-
burg rauf und runter. Stadtspaziergän-
ge durch Geschichte und Gegenwart. 
Marburg 2013. 7 Euro.


